
Aktenzeichen:
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I m N arne n d e e V o l k e s
Verkündet

.

am 14„ November 1961
V

In Sachen

g e g e n

Klägerin und Revisionsbéklagte,

-._

hat der 9° Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 14° November 1961, an der
mitgewirkt haben ' '

Senatspräsident Dr. W e i ß
‘ als Vorsitzender,

Bundesrichter Dr. S c h w a n k h a r t und

Bundesrichter Dr° M a i s c h
' als weitere Berufsrichter,

BundessoZialrichter Dr‚ R h o d e und

Bundessozialrichter R ö b e r
_als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:'
‚ »

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil des

Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom 50 Okto«

ber 1955 aufgehoben°

‚f Der Rechtsstreit wird, soweit er die Berufung des Klä—

gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Köln vom

2. Februar 1954 betrifft, zur erneuten Verhandlung

und Entscheidung an das Landessozialgericht zurückver—

wieseno

Von Rechts wegenß
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G r ü n de :‘

Die Klägerin ist die Rechtsnachfolgerin ihres am
29. März 1960 verstorbenen Ehemannes Josef K===z Der

Verstorbene erhielt nach dem ersten Weltkrieg eine &
'Kriegsbeschädigtenrente nach einer Minderung der Er—

werbsfähigkeit (MdB) um zunächst 30 v„H„, später 50 VQH„
wegen "Gebrauchsbeschränkung des linken Ringfinéeré"

und "Verschlimmerung des Knieleidens links mit Nerven—
schmerzen unter dem Bild des Ischias"„ Diese Rente

wurde ihm durch einen Bescheid aus dem Jahre 1936 oder

1938 entzogen. Ob über die vom Verstorbenen dagegen ein—

gelegte Beschwerde noch rechtskräftig entschieden wurde9

hat sich nicht feststellen lassen°

Am 14" Mai 1949 beantragte der Ehemann der Klägerin

Wiedergewährung seiner früheren Rente° Diesen Antrag

lehnte die LandeSversicherungsanstalt (LVA) mit Be-

scheid vom 31. Oktober 1950 nach der Sözialversiche—

rungsdirektive Nr‚ 27 (SVD 27) ab, weil sie den ursäch—
lichen Zusammenhang der festgestellten Gesundheitsstö—
rungen mit dem im ersten Weltkrieg geleisteten Wehr—

dienst verneinte° Einspruch und Klage blieben ohne Er—

folg. Das Landessozialgericht (LSG) hob mit Urteil vom
5° Oktober 1955 das Urteil des Sozialgerichts (SG), die
Entscheidung des Beschwerdeausschusses des Versorgungs—

amtes (VersorgA) sowie den Bescheid der LVA_auf und er—
klärte den Beklagten für verbflichtet,."Gebrauchsbe—

.
schäänkung des linken Ringfinger3" und "Verschlimmerung
des Knieleidens links mit Nervenschmerzen unter dem

.Bilde des Ischias" als Dienstbeschädigung anzuerkennen

und Rente ab 1. Oktober 1960 nach einer MdE um 30 VOH5

zu gewähren. Das LSG führte aus: Die im Rentenände-

rungsbescheid vom 5. Oktober 1926 getroffene Entschei—

dung, die den ureächliehen Zusammenhang der beim Ehemann

der Klägerin anerkannten Gesundheitsstörungen mit dem
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während des ersten Weltkrieges geleisteten Wehrdienst be—
jahte, sei nach dem.Bundesversorgungsgesetz (BVG)_rechtsver—

bihdlich (@ 85 BVG)° Zwar sei die bewilligte Rente später

wieder entzogen worden: Von einem Rentenentziehungsbescheid

könne aber nicht ausgegangen werden, Weil sich nichtxfest—

stellen lasse, ob dieser Bescheid überhaupt rechtskräftig

geworden und aus welchen Gründen die Rentenentziehung vor—

genommen sei„ Die Bindungswirkung nach @ 85 BVG entfalle
_

auch nicht, weil die Ablehnung des Antrages auf Wiedergee

_währung der früheren Rente durch einen Bescheid erfolgt
.

sei, der sich auf die Vorschriften der SVD 27 stützte, die

ihrerseits eine Bindung an frühere Bescheide nicht gekannt

habe° Dieser Bescheid, der erst am 31. Oktober 1950, also
nach Inkrafttreten des BVG (T„ Oktober 1950) ergangen sei,
habe sich materiell—rechtlich nicht mit dem im BVG nieder—

gelegten Versorgungsrecht in Widersyruch setzen dürfen„
'Nach @ 85 BVG müssten mithin die beim Ehemann der Klägerin

nach dem ersten Weltkrieg anerkannten Gesundheitsstörungen,

da sie auch später immer bestanden hütten, anerkannt blei—

ben. Für diese Schädigungen habe der Beklagte aber nur

eine Rente nach einer MdB von 30 V.H. zu gewähren. Nach den

erstatteten ärztlichen Gutachten sei die Annahme eines höhe—

ren Grades der MdB nicht gerechtfertigt° Zwar sei in den

Gutachten der Bonner Universitätsklinik und des Sachverstän—
digen Profl Dr° H====die MdB höher bewertet worden„ Von die—

sen Schätzungen könne jedoch nicht ausgegangen werden, weil

sie außer den früher bereits anerkannten-Gesundheitsstörun—'

gen auch andere Leiden berücksichtigten‚ die nicht auf wehr—

dienstliche Einflüsse des ersten Weltkrieges zurückzuführen

seien„ Die Rente könne auch erst mit Wirkung
vcm 1„ Oktober

1960, dem Tage des Inkrafttretens des BVG, zuerkannt werden?

weil erst nach den Bestimmungen dieses Gesetzes die bindende

Kraft rechtskräftiger Entscheidungen gegeben sei, während

die SVD 27 eine Vorschrift dieser Art nicht enthalten habe°
Das LSG ließ die Revision zu„

Mit der Revision beantragte der Beklagte
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unter Aufhebung des angefochtenen Urteils

‚die Berufung der Klägerin zurückzuweisen,

hilfsweise, die Sache zur erneuten Ver—

handlungundEntscheidungan die Vorin—
stanz zurückzuverweisen.

. \

Das LSG habe nicht entscheiden dürfen, daß dem Ehemann der

'. Klägerin ein Versorgungsanspruch Seit dem 1° Oktober 1950
zustehe. Diese Entscheidung betreffe nicht den Anspruch,

der Gegenstand des Berufungsverfahrens gewesen sei. Über

die Ansprüche nach dem BVG sei noch kein_Verwaltungsakt er—
gangen. Streitgegenstand sei nur der für die Zeit v o r
Inkrafttreten des BVG (1. Oktober 1950) geltend gemachte

Versorgungsanspruch. Dies ergebe sich daraus, daß in dem

Bescheid der LVA und des Beschwerdeausschusses des VersorgA

nur der Versorgungsansyruch nach der SVD 27, nicht aber

auch-der Anspruch nach dem BVG abgelehnt worden sei. Über
den Versorgungsanspruch nach der SVD 27 habe das Berufungs—

gericht jedoch nicht entschieden. Es habe insoweit weder

die Klage abgewiesen noch sonst zum Ausdruck gebracht, aus

Welchem Grunde es über den Zeitraum bis zum 1. Oktober 1950

nicht erkannt habe. Darüber hinaus habe das LSG auch zu Uns

recht angenommen, daß die im Bescheid aus dem Jahre 1926

getroffene Entscheidung über den ursächlichen Zusammenhang

der anerkannten Gesundheitsstörungen mit dem während des

ersten Weltkrieges geleisteten Wehrdienst rechtsverbindlich

sei. Diese Bindung sei deshalb zu verneinen, Weil nach
@ 85 BVG nur die nach bisherigen versorgungsrechtlichen Vor—

schriftggräah“zeitlich“2üketzt getroffene Entscheidung von"
rechtlicher Bedeutung sei. Das LSG habe deshalb bei der

Prüfung des @ 85_BVG von dem nach der SVD 27 erlassenen Be—

_
scheid ausgehen müssen. Daß es sich bei dieser zuletzt ge—
troffenen Entscheidung um eine rebhtskräftige Entscheidung

habe handeln müssen, werde vom Gesetz nicht verlangt. 5 85

BVG setzééauch nicht voraus, daß eine nach bisherigen ver—

sorgungsre;htlichen Vorschriften ergangene Entscheidung

vor dem 1. Oktober 1950 erlassen sein müsse. Eine nach der

Erteilung einer solchen Entscheidung verkündete neue Ge—

_ 5 _
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setzesbestimmung könne (bei der Beurteilung)
nur insoweit Be—

rücksichtigung finden, als dem Gesetz Rückwirkung beigelegt

sei° Das sei bzgl. des BVG aber nur für die Zeit ab 1. Okto—

ber 1950 geschehen, so daß über Versorgungsansprüche bis zu

diesem Zeitpunkt nach den früheren Vorschriften, im vorlie—

genden Falle noch der SVD 27, zu entscheiden war. Da der nach

der SVD 27 erlassene Bescheid aber den ursächlichen Zusammen—

hang der früher anerkannten Schädigungsfolgen mit dem Wehr—

dienst des ersten Weltkrieges verneinb$ä habe das LSG seiner

nach 5 85 BVG getroffenen Entscheidung nicht den im Jahre 1926 dä
erteilten Bescheid zugruhdelegen dürfen° '

Die Klägerin beantragte,—

die Revision als unbegründet zurückzuweisen‚ hilfe?

weise, die Sache zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an die Vorinstanz zurückzuverweisen.

Der Hilfsshtrag wurde damit
begründet, daß

das LSG di-e Zusammen—

hangsfrage nicht geprüft habe.

Die Devision ist durch Zulassung nach 5 162 Abs. 1 N;„ 1 des

Sozialgerichtsgesetzes (see) statthaft. Der Beklagte hat sie
‚form— und fristgerecht eingelegt und begründet. Die Revision

ist somit zulässig. Sie ist auch begründet.

Das LSG hat über die mit derälage angefochtenen Bescheide

und über den Versorgungsahsrruch für die Zeit seit Inkraft—

treten des BVG (1. Oktober 1950 — 5 84 Abs. 1 BVG) entschie—
den Es hat die Bescheide der Versorgungsverwaltuhglaufgeho—

ben und den Beklagten zur Anerkennung von Schädigungssf01gen

und zur Rentengewährung ab 10 Oktober 1950 verurteilt. Diese

Entscheidungen des Berufungsgerichts beruhen auf Gesetzes—

verletzungen°

Die Annahme des LSG„ die Beschéide des Beklagten seien des—
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‘

halb rechtswidrig und aufzuheben, weil der ursüchliche
rZusammenhang'der im Rentenänderungsbescheid vom 5° Okto—

ber 1926 anerkannten { und noch bestehenden — Gesundheits_

Störungen mit dem während des ersten Weltkriegs geleiste—

ten Wéhrdienst nach 5 85 BVGauch für den in den ange—
fochtenen Bescheiden geregelten Versorgungsanspruch be-

jaht werden müsse, ist nicht gerechtfertigt° Die Beschei—

de der Versorgungsverwaltung haben nur über den Versor—

gungsanspruch bis zum 30. September 1950 entschieden; in

ihnen ist der Rentenantrag nach den bis zum Inkrafttreten

des BVG geltenden materiell—rechtlichen Bestimmungen der

SVD 27 (vgl. SVD 31 f BABl.—1951‚ 44) abgelehnt worden°
4%85 BVG gilt nur für Ansprüchegnach dem BVG, stellt eine
Ausnahmevorschrift zu © 1 BVG der (vgl. BSG 4, 23) und

bestimmt, daß eine Entscheidung, die nach bisherigen ver—
sorgungsrechtlichen Vorschriften über die Frage des ur;

'sächlichen Zusammenhungs einer Gesundheitsstörung mit

einem sohädigenden Vorgang im Sinne dieses Gesetzes gee

troffen ist, ngghhgem_gyg rechtsverbindlich ist; 5 85 BVG
besagt dagegen nicht, daß die Bindungswirkung auch für die

Versorgungsansprüche besteht, die nicht nach dem BVG zu
beurteilen sind„ Der in den Bescheiden der Versorgungs—

verwaltung entschiedene Versorgungsanspruch richtet sich

aber nur nach den Bestimmungen der SVD 270 Durch Art„ III,

des Kontrallratsgesetzes (KHG) Nr. 34 vom 20° August 1946
(Amtsbl..des Kontrollrats für Deutschland 3, 172) wurden
alle bis dahin geltenden Versorgungsgesetze aufgehoben und

'damit auch alle auf Grund dieser Gesetze ergangenen Ent—

scheidungen hinfällig (vgl° BSG 3, 255)° Die Gewährung
einer Versorgung nach dem 2. Weltkrieg wurde in der bri—

tischen Zone erst
wieder

durch die SVD_27 vom 2, Mai 1947‘

(ArbBl. für die brit.Zone s. 155)'géregeit‚ Die Bestimmun—
gen der SVD27 gelten in diesem_Gebiet für alle Versor—A
gungsansprüche bis zum 30. September 1950„ Nach dem BVG

sind nur die Versörgungsansprüche zu beurteilen, die die

Zeit nach inkrafttreten dieses Geset es betreffen (vgl°

_7_.
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BSG 5, 37)° Zutreffend rügt der Beklagte daher, daß das LSG

über den Versorgungsanspruch nach der SVD 27 zu UnreCht

nicht entschieden habe° Das LSthat zwar in den Gründen bei—

läufig erwähnt, daß es den ursächlichen Zusammenhing zwischen

den ischiasähnlichen Beschwerden und dem Kriegsdienst (Un—

fall) verneine, weil es sich um anlagebedingte Bandscheiben—

veränderungen handle° Es hit aber daraus nicht den folgerich—

tigen Schluß gezogen und die ablehnenden Bescheide bestätigt,

sondern es hat diese aufgehoben° Äuch wenn man in Betracht

zieht‚ daß die Aufhebung dieser Bescheide in der irrigen

Annahme erfolgte, die Bindungswirkung des @ 85 BVG erstrecke

sich auf auf einen nach der SVD 27 ergangenen Bescheid,
‚fehlt es im Urteil des LSG doch an einem klaren und begrüné

deten Ausspruch darüber; weshalb dem Ehemann der Klägerin
‘trotz Aufhebung der Ablehnungsbescheide kein Anspruch für

die Zeit büszum 3c„ September 1950 zustand° Das wäreuumso—

mehr erforderlich gewesen, weil dies in Wahrheit der ein—

zige Streitgegenstand gewesen ist" Deshalb konnte dahinge-

stellt bleiben, ob ein Verfahrensmangel auch darin zu er—

blicken ist, daß das LSG möglicherweise deshalb eine ge-

nauere Prüfung der medizinischen Zusammenhangsfrage_unter—

lassen hat, weil es annahm, die Anerkennung müsse » jeden—

falls ab 1° Oktober 1950 . aus Rechtsgründen aufrechter—

halten werden°

Das LSG hat schließlich auch zu Unrecht den Beklagten zur

Anerkennung von Schädigungsfolgen und zur Rentengéwährung

ab 1„ Oktober 1950 verurteilt° Das bedeutet nicht, daß der

Klägerin ein Versorgungsansbruch nach dem BVG nicht zu—
steht, sondern

nur, daß das LSG über diesen Anspruch noch

nicht entscheiden durfte° Die Verurteilung zu einer Leistung

setzt nämlich grundsätzlich voraus, daß ein ablehnender

Verwaltungsakt ergangen ist (@ 54 Abs° 4 SGG). Einen solchen
‘ Verwaltungsakt hat der Beklagte noch nicht erlassen. In den

angefochtenen Bescheiden der Versorgungsverwaltung ist nur

über den Versorgungsanspruch nach der SVD 27 bis zum 10 Ok—
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tober 1950, nicht auch nach dem BVG für die Zeit ab 14 Ok—
.tober 7950eentschieden werden. Ein-Verwaltungsakt, der die
Ablehnung von Versorgungsansprüchen nach dem BVG beinhaltet‚

ist auch nicht darin zu erblicken, daß der Beklagte vor

demSGdie Abweisungder KlageundVor demLSGdie Zurück;
weisung der Berufung beantragteo Diese Prozeßerklärungen-‘

lenthaltenfnicbt die Merkmale, eines Verwaltungsakte3e Un—»

ter den Begriff des_Verwaltungsaktes ist jede Verfügung,.Ü

Anordnung, Entscheidung oder sonstige Maßnahme zu verstehen:

die_von einer Verwaltungsbehörde zur Regelung eines Einzel—

falles auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts getroffen'
Wird» Danach gehört zu einem Verwaltungsakt im wesentlichen,

daßes sich umeine Tätigkeit höheitlicher Art handelt,
durch die eine Verwaltungsbehörde auf dem Gebiet des

öffentlichen Rechts einen Einzelfall mit unmittelbarer
rechtlicher Wirkung für den'Betfoffenenregelt° Eine der—
artige Regelung ist-in den Prozeßanträgen des Beklagten

‘nicht zu erkennen° Mit ihnen trat der Beklagte dem Kläger
‘nicht n0heitlich, Sondern lediglich als Beteiligter im
Streitverfahren gegenüber (vgl. BSG 10, 221)° Zwar kann
mit der Klage auch.die Verurteilung zu einer Leistung‚ auf_

.
die ein Rechtsanspruch besteht; dann begehrt Werden, wenn .

ein Verwaltungsakt nicht zu ergehen hatte (5 54 Abs„ 5 see};
Dieser Fall lag jedoch nicht vor, weil die Ablehnung eines
Vefsorgungsanspruchs nach dem BVG nur durch einen VerWale

tuhgsakt erfolgen kann° Das LSG durfte deshalb von dem Er=
‘fordernis eines Verwaltungsaktes nicht absehen und die Be—

klagte nicht zur Leistung verurteilen; das der Versorgung5e

behörde naeh dem Grundsatz der Gewaltcntrennung zustehende

Recht, in dém_geeetzlioh vorgeschriebenen VerwaltungsVer—
fahren saehgestaltend zu wirken, darf nicht vereitelt wer—
den (Vgl„ BSG 1o‚_221; Péters/Sautter/Wolff, Komm. zur Sgb

; 54 SGGAnm„6 c); j
1

v...

Da das LSG das Gesetz_nicht\richtig angewandt hat und die
angefochtene Entscheidung auch auf diesen Gesetzesverlet2unm

gen beruht,jst das Urteil des Bérufungsgerichts aufzuhebeng

1\„„g _ _ 9'__
\„
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Soweit das LSG über den Versorgungsanspruch nach dem BVG für‚

die Zeit ab 1; Oktober 1950 entschieden hat, ist es dem Senat

nicht möglich‚ über den Anspruch selbst zu entscheiden? weil
der Beklagte noch keinen Bescheid darüber erlassen hate Der

Beklagte wird der Klägerin aber nunmehr einen Bescheid nach

dem BVG erteilen müssen, um eine Vornahméklage der Klägerin

nach @ 88 SGG zu vermeiden° Eine Klageabweisung (vgl„ BSG

To‚ 218, 222) kam insoweit nicht in Betracht, da aus dem In—
halt der Klage— und Berufungsakten ein auf eine Verurteilung

_nach dem BVG gerichtetes-Klageb6gehren nicht entnommen werden

konnteo

Hinsichtlich des Verscrgungsanspruchs für die Zeit bis zum
30„ September 1950, der ausschließlich nach den Vorschriften

der SVD 27 zu beurteilen ist, mußte der Rechtsstreit an das LSG

zurückverwiesen werden, da es insoweit an einer klaren Entschei—

dungdes LSGfehlt, Dadie beiden vomLSGzitierten ärztlichen
Gutachten zu entgegengesetzten Ergebnissen gekommen sind, wird zu

prüfen sein, ob eine weitere medizinische klärüng oder Ermittlun—

gen über die Art des seinerzeitigen Unfalls erforderlich sind„

Jedenfalls wird das LSG bei seiner Entscheidung zu berücksichti—

gen haben, daß die Vorschrift des 5 85 BVG bei der Beurteilung

der nach der SVD 27 bis zum 301 September 1950 sich ergebenden

Versorgungsansyrüche nicht herangezogen werden kann„

Die Kostenentscheidung bleibt der abschließenden Entscheidung

vorbehaltena
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